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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung verwaltungsprozessualer Vorschriften 

(Gesetzentwurf der Abgeordneten Frau Dr. Kuchtner, 
Dr. Jaeger, Dr. Lenz [Bergstraße], Erhard [Bad Schwal- 
bach], Dr. Wittmann [München], Vogel und der 
Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

Nicht alle Bundesländer haben von der Ermächtigung Gebrauch 
. gemacht, das Normenkontrollverfahren, das sich bewährt hat, 
einzuführen. Das hat zu Unsicherheit und zu unterschiedlichem 
Rechtsschutz der Bürger geführt. Darüber hinaus ist die heute 
geltende Formulierung des § 47 der Verwaltungsgerichts- 
ordnung (VwGO) Gegenstand unterchiedlichster Auslegung. 

Nicht bewährt hat sich dagegen die in § 76 VwGO festgelegte 
Einjahresfrist für die Erhebung der Untätigkeitsklage. Es wird 
als unbillig angesehen, daß die Verwaltungsbehörde nach Ab- 
lauf der Frist den angefochtenen Verwaltungsakt soll voll- 
strecken können. Das gleiche gilt für die entsprechenden Rege- 
lungen in der Finanzgerichtsordnung und des Sozialgerichts- 
gesetzes. 


B. Lösung 

1 . Der Entwurf sieht u. a. die bundeseinheitliche Einführung 
des Normenkontrollverfahrens vor. 

2. Die Einjahresfristen zur Erhebung der Untätigkeitsklage 
werden gestrichen. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Antrag 

der Abgeordneten Frau Dr. Kuchtner, Dr. Jaeger, Dr. Lenz 
(Bergstraße), Erhard (Bad Schwalbach), Dr. Wittmann 
(München), Vogel und der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung und anderer 
verwaltungsprozessualer Vorschriften 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel I 

Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung 

Die Verwaltungsgerichtsordnung vom 21. Januar 
1960 (Bundesgesetzbl. IS. 17), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 25. Juni 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 645), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 47 erhält folgende Fassung: 

„§47 

(1) Das Oberverwaltungsgericht entscheidet 
im Rahmen seiner Gerichtsbarkeit auf Antrag 
über die Gültigkeit einer landesrechtlichen Ver- 
ordnung oder einer anderen im Range unter dem 
Landesgesetz stehenden Rechtsvorschrift, soweit 
nicht gesetzlich vorgesehen ist, daß die Rechts- 
vorschrift durch ein Verfassungsgericht nachprüf- 
bar ist. Den Antrag können jede natürliche sowie 
juristische Personen und Behörden stellen, die 
durch die Anwendung der Vorschrift einen Nach- 
teil erlitten oder in absehbarer Zeit zu erwarten 
haben. 

(2) Für das Verfahren gelten die §§ 54 bis 56, 
61, 62, 86, 92, 99 bis 105 und 123 dieses Gesetzes 
entsprechend. Die Entscheidung, die in der Be- 
setzung von fünf hauptamtlichen Richtern zu fäl- 
len ist, ergeht durch Beschluß. Das Oberverwal- 
tungsgericht kann die volle oder teilweise Er- 
stattung der Kosten und Auslagen anordnen. 


(3) Will das Oberverwaltungsgericht bei der 
Auslegung von Bundesrecht von einer Entschei- 
dung des Bundesverwaltungsgerichts oder eines 
anderen Oberverwaltungsgerichts abweichen, so 
hat es den Antrag unter Begründung seiner 
Rechtsauffassung dem Bundesverwaltungsgericht 
vorzulegen. Der Beschluß über die Vorlage ist 
dem Antragsteller bekanntzumachen. 

(4) Wird die Gültigkeit der Vorschrift ver- 
neint, ist die Entscheidung allgemein verbind- 
lich. Der Entscheidungssatz ist von der Körper- 
schaft, welche die Vorschrift erlassen hat, eben- 
so zu veröffentlichen, wie die Vorschrift bekannt- 
zumachen war." 

2. § 76 fällt weg. 

Artikel II 

Änderung der Finanzgerichtsordnung 

Die Finanzgerichtsordnung vom 6. Oktober 1965 

(Bundesgesetzbl. I S. 1477), zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 30. August 1971 (Bundesgesetzbl. I 

S. 1426), wird wie folgt geändert: 

§ 46 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „innerhalb 
der Fristen des Absatzes 2" gestrichen. 

b) Absatz 2 fällt weg. 

c) Absatz 3 wird Absatz 2 und erhält folgende 
Fassung: 
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„ (2) Absatz 1 Sätze 2 und 3 gilt für die Stelle 
sinngemäß, in denen geltend gemacht wird, daß 
eine der in § 230 Abs. 3 der Reichsabgabenord- 
nung genannten Stellen über einen bei ihr ge- 
stellten Antrag auf Vornahme eines Verwal- 
tuhgsaktes ohne Mitteilung eines zureichenden 
Grundes in angemessener Frist sachlich nicht 
entschieden haf 

Artikel III 

Änderung des Sozialgerichtsgesetzes 

Das Sozialgerichtsgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 23. August 1958 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 613), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
27. Juli 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 946), wird wie 
folgt geändert: , 

§ 88 Abs. 2 Satz 2 fällt weg. 

Artikel IV 

Ubergangsvorschrift 

(1) Auf einen Antrag nach § 47 der Verwaltungs- 
gerichtsordnung, der vor dem . . . (Inkrafttreten die- 


ses Gesetzes) gestellt worden ist, sind die bisher 
geltenden Vorschriften anzuwenden. 

(2) Die Zulässigkeit der Klage nach § 75 der 
Verwaltungsgerichtsordnung, § 46 der Finanzge- 
richtsordnung und § 88 des Sozialgeriditsgesetzes 
richtet sich nach den bisher geltenden Vorschriften, 
wenn am , . . (Inkrafttreten dieses Gesetzes) ein Jahr 
seit der Einlegung des außergerichtlichen Rechtsbe- 
helfs oder seit der Stellung des Antrags auf Vor- 
nahme des Verwaltungsakts verstrichen war. 


Artikel V 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel VI 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. 


Bonn, den 25, Juli 1972 

Frau Dr. Kuchtner 
Dr. Jaeger 

Dr. Lenz (Bergstraße) 
Erhard (Bad Schwalbach) 

Dr. Wittmann (München) 
Vogel 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


Durch den Entwurf werden Vorschriften in der Ver- 
waltungsgerichtsordnung (VwGO), der Finanzge- 
richtsordnung (FGO) und im Sozialgerichtsgesetz 
(SGG) geändert. 

Zu Artikel I Nr. 1 

Nach § 47 VwGO ist die jeweilige Landesgesetz- 
gebung ermächtigt, das Normenkontrollverfahren 
einzuführen. Nur die Länder Baden-Württemberg, 
Bayern, Bremen, Hessen und Schleswig-Holstein ha- 
ben diese Möglichkeit genutzt. Die Folge ist ein 
unterschiedlicher Rechtsschutz der Bürger. Gerade 
bei den Beratungen des Bundesbaugesetzes und des 
Städtebauförderungsgesetzes ist deutlich geworden, 
daß in den Ländern ohne das Institut des Normen- 
kontrollverfahrens der Bürger überhaupt keinen 
Rechtsschutz hat, wenn er in seiner Rechtstellung 
bedroht ist. 

In den Ländern mit der Institution des Normenkon- 
trollverfahrens hat sich diese bewährt. Die ab- 
strakte Normenkontrolle dient der Rechtsklarheit 
und beugt vielen Einzelprozessen vor. Aus diesen 
Gründen sieht der Entwurf die bundeseinheitliche 
Einführung des Normenkontrollverfahrens vor. 

Die Normenkontrolle soll ein objektives Verfahren 
sein. Deshalb wird in § 47 Abs, 2 ausdrücklich be- 
stimmt, welche Vorschriften entsprechende Anwen- 
dung finden sollen. 

Der Entwurf sieht bewußt von der Einführung einer 
Revisionsinstanz ab und berücksichtigt damit das 
überall erkennbare Bestreben, den Zugang in die 
Revisionsinstanz eher einzuschränken. Außerdem 
hat sich in den bisherigen Normenkontrollverfah- 
ren gezeigt, daß ihre Wirksamkeit in beträchtlichem 
Maße in der Kürze des Zeitraums zwischen Klage 
und endgültiger Entscheidung liegt. Abgesehen da- 
von dürfte der Fall einer unterschiedlichen Auffas- 
sung von Oberverwaltungsgerichten über eine bun- 
desrechtliche Bestimmung, an der die Gültigkeit 
einer unter dem Landesgesetz stehenden Rechts- 
norm zu messen ist, sehr selten sein. 

Um die Einheitlichkeit der Rechtsprechung zu si- 
chern, sieht der Entwurf eine Vorlagepflicht an das 
Bundesverwaltungsgericht vor, wenn das Oberver- 
waltungsgericht bei der Auslegung von Bundesrecht 
von einer Entscheidung des Bundesverwaltungsge- 
richts oder eines anderen Oberverwaltungsgerichts 
abweichen will. 

Zu Nummer 2 

§ 76 VwGO soll ersatzlos gestrichen werden. Eine 
Klage wegen Untätigkeit ist nach geltendem Recht 
zulässig, wenn die Verwaltungsbehörde über den 
Widerspruch oder ein Begehren nicht entschieden 
hat, wobei die Einlegung grundsätzlich innerhalb 
eines Jahres seit Widerspruch oder Begehren er- 
folgt sein muß. über die Rechtsfolgen im Falle des 
Fristablaufs herrscht Uneinigkeit, Das Bundesver- 
waltungsgericht (amtliche Entscheidungssammlung 
Band 28, 305) hat zwar entschieden, daß der Ver- 


waltungsakt, gegen den Widerspruch eingelegt wor- 
den ist, der aber nicht beschieden wurde, nach Ab- 
lauf der Frist für die Erhebung der Untätigkeitsklage 
vollstreckt werden könne. Das erscheint aber un- 
billig, denn der Bürger, der sich mit seinem Wider- 
spruch oder sonstigem Begehr an die öffentliche 
Verwaltung gewandt hat, muß darauf vertrauen 
können, daß entschieden wird. Gerade der unkun- 
dige, unsichere und den Behörden vertrauende Bür- 
ger wird oft die Frist verstreichen lassen, in der 
Meinung, daß sich sein Anliegen erledigt habe oder 
einer längeren Prüfung unterzogen wird. 

Die Streichung des § 76 VwGO hat zur Folge, daß 
der Bürger auch nach längerer Frist das Verwal- 
tungsgericht anrufen kann, solange die Verwal- 
tungsbehörde keine Entscheidung gefällt hat. Als 
nachteilig mag es erscheinen, daß noch nach vielen 
Jahren Klage erhoben werden kann. 

In der Praxis dürfte das zahlenmäßig kaum von Be- 
deutung sein. Inwieweit im Einzelfall eine Klage- 
erhebung nach mehreren Jahren einen Mißbrauch 
darstellt, muß der Rechtsprechung zu entscheiden 
überlassen bleiben. Andererseits haben alle Beteilig- 
ten die Möglichkeit zu längerer Prüfung, was in 
schwierigen Fällen wiederum ein Vorteil sein kann. 

Zu Artikel II 

§ 46 FGO entspricht § 76 VwGO. Die in § 46 Abs. 2 
FGO geregelte Jahresfrist soll ebenfalls gestrichen 
werden. Es kann hinsichtlich des Grundes auf die 
Begründung zu § 76 VwGO verwiesen werden. 

Zu Artikel III 

§ 88 SGG entspricht ebenfalls dem § 76 VwGO. In 
Absatz 2 Satz 2 ist die Jahresfrist für die Untätig- 
keitsklage bestimmt. Diese Frist soll aus den glei- 
chen Gründen wie zu § 76 VwGO gestrichen wer- 
den. 

Artikel IV 

Übergangsvorschrift 

Absatz 1 regelt das gerichtliche Verfahren für Nor- 
menkontrollverfahren, die vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes beantragt worden sind. 

Absatz 2 betrifft die Zulässigkeit von Untätigkeits- 
klagen nach § 75 VwGO, § 46 FGO und § 88 SGG, 
bei denen die Jahresfrist bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes abgelaufen war. Liegt der Widerspruch 
oder der Antrag auf Vornahme eines Verwaltungs- 
aktes weniger als ein Jahr zurück, so tritt keine 
Verjährung ein. 

Artikel V 

Berlin-Klausel 

Es handelt sich um die übliche Berlin-Klausel. 

Artikel VI 
Inkrafttreten 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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